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Streit um Wasserförderung: Arbeitskreis
droht an Konflikten zu scheitern

Der Arbeitskreis zwischen Landkreis Harburg und Hamburg
Wasser scheitert an internen Konflikten und unklaren

Berichten über Grundwasserförderung.

Winsen. Der bereits seit fünf Jahren andauernde Konflikt
zwischen Hamburg Wasser und der Winsener Kreisverwaltung
brodelt weiter. Ein vor etwa vier Monaten ins Leben gerufener
Arbeitskreis, der ursprünglich dazu gedacht war, einen Dialog
herzustellen und die bestehenden Differenzen zu entkrampfen,
wird zunehmend als ineffektiv angesehen. Trotz der besten
Absichten der Beteiligten sind die beiden bisherigen Treffen
schnell aus dem Ruder gelaufen, was dazu geführt hat, dass
einige Mitglieder bereits ihre Teilnahme in Frage stellen.

Kreistagsmitglied Gerhard Schierhorn kommentierte die
Situation mit den Worten: „Wir haben gestritten wie die
Kesselflicker. So können wir nicht weiterarbeiten.“ Die
Stimmung im Arbeitskreis hat sich so verstärkt verschlechtert,
dass die Frage aufkommt, ob er seine Funktion überhaupt noch
fortsetzen kann. Während die Versammlung in der Theorie als
Plattform für konstruktive Diskussionen gedacht war, entpuppte
sie sich in der Praxis als heftiger Streitort.

Schwierige Berichte und wachsende
Frustration

Ein zentrales Problem in diesem Konflikt ist die Berichtspflicht,
die Hamburg Wasser nach der Genehmigung des Landkreises
erhalten hat. Die Hamburger Wasserwerke sind verpflichtet,



jährlich einen Bericht über die Auswirkungen ihrer
Grundwasserförderung vorzulegen, um die Verantwortung
gegenüber der Umwelt zu wahren. Der Inhalt dieser Berichte
erweist sich jedoch als komplex und für die Mitglieder des
Umweltausschusses nur schwer nachvollziehbar, was die
Wahrnehmung der Informationen als unzureichend sehr
verstärkt hat. „Diese Berichte sind schwer greifbar“, gab
Schierhorn zu, was die Teilnehmenden frustriert. 

Nicht nur die politischen Vertreter sind von der Lage enttäuscht.
Die Naturschutzverbände, vertreten durch Holger Mayer, haben
immer mehr Schwierigkeiten, sich in den Gesprächen Gehör zu
verschaffen. Mayer brachte seine Unzufriedenheit zum Ausdruck
und erklärte, dass er den Arbeitskreis bereits verlassen habe,
weil er nicht mehr das Gefühl habe, dass dort etwas inhaltlich
bewirkt werden kann. Dies unterstreicht die Schwierigkeiten, mit
denen sich die Mitglieder konfrontiert sehen, wenn
unterschiedliche Fachkenntnisse und Expertisen
aufeinandertreffen. „Wir brauchen mehr Unterstützung und
Expertenrat, um die angesprochenen Themen wirklich
tiefgreifend zu bearbeiten“, so Mayer. 

Warten auf eine rechtliche Klärung

Die rechtliche Situation zwischen Hamburg Wasser und dem
Landkreis bleibt unterdessen angespannt, ohne dass es an
vorderster Front Neuigkeiten gäbe. Landrat Josef Nießen verwies
darauf, dass das Berufungsverfahren beim
Oberverwaltungsgericht (OVG) noch aussteht und auf einen
Termin gewartet wird. Der Streit dreht sich um die Frage der
Fördermengen, die Hamburg Wasser bis 2048 gesichert haben
möchte. Bislang ermöglicht die gehobene Erlaubnis des
Landkreises lediglich eine regulierende Kontrolle, was den
Wasserversorger ins Hintertreffen bringt, besonders im Hinblick
auf zukünftige klimatische Herausforderungen.

Die anhaltende Unsicherheit über rechtliche
Rahmenbedingungen und die Fördermengen wirkt sich nicht nur



auf die Stimmung im Arbeitskreis aus, sondern treibt auch eine
Kluft zwischen den Stakeholdern weiter auseinander. Während
die Hamburger bestrebt sind, ihre Position zu stärken,
argumentiert der Landkreis für eine flexible Handhabung, um
den Herausforderungen des Klimawandels gerecht zu werden,
was die Situation weiter verkompliziert. 

Der jetzt schon zerbrechliche Dialog könnte wichtige
Konsequenzen für die Region nach sich ziehen, sollte keine
Lösung in Sicht sein. Mangelnde Einigkeit und der Verlust an
Vertrauen in die Gesprächskultur könnten langfristig zur
Stagnation des Projekts führen. 

Ein Ausblick auf die künftige
Zusammenarbeit

Die Notwendigkeit eines Umdenkens im Arbeitskreis scheint
unumgänglich. Es könnte durchaus sinnvoll sein, sich über die
eigene Rolle und die Erwartungen im Dialog klarer zu werden,
um die Kommunikation und Zusammenarbeit zu verbessern. Ein
externer Fachmann, der nicht an den aktuellen Konflikten
beteiligt ist, könnte möglicherweise die benötigte Klarheit
bringen, die sowohl Hamburg Wasser als auch die
Verwaltungsvertreter im Kreis brauchen. Es bleibt abzuwarten,
ob alle Beteiligten bereit sind, ihre Perspektiven zu überdenken,
um einen konstruktiven Weg in der Zukunft zu finden.

In Anbetracht der Komplexität der Situation rund um das Thema
Grundwasserförderung in der Region gibt es mehrere Aspekte,
die berücksichtigt werden sollten. Der Streit zwischen Hamburg
Wasser und der Winsener Kreisverwaltung ist nicht nur ein
lokales, sondern auch ein landesweites Problem, das durch
steigende Wasserknappheit und den Klimawandel verstärkt wird.
Deutschland steht vor der Herausforderung, seine
Wasserressourcen nachhaltig zu bewirtschaften und gleichzeitig
die Bedürfnisse des Wasserkonsums zu erfüllen. 



Kontext der Grundwasserförderung in
Deutschland

Die Grundwasserförderung ist ein zentrales Thema in der
deutschen Wasserwirtschaft. Laut dem Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit stammt etwa ein
Drittel des nutzbaren Trinkwassers in Deutschland aus dem
Grundwasser. In Zeiten des Klimawandels wird es immer
entscheidender, den Zugang zu diesen Wasserressourcen zu
sichern. Der Druck auf die aquatischen Systeme steigt, was zu
erhöhten Konflikten zwischen verschiedenen Interessengruppen
führt, insbesondere wenn es um die wirtschaftliche Nutzung von
Wasserressourcen geht. Die rechtlichen Rahmenbedingungen
spielen dabei eine fundamentale Rolle. In vielen Bundesländern,
einschließlich Hamburg und Niedersachsen, müssen die
Wasserbehörden die nachhaltige Bewirtschaftung der
Ressourcen sicherstellen. 

Bedeutung von Naturschutzverbänden

Naturschutzverbände spielen eine entscheidende Rolle im
Diskurs über Wasserförderung und Umweltschutz. Oft vertreten
sie die Interessen der Natur und tragen zur Aufklärung der
Öffentlichkeit bezüglich der ökologischen Auswirkungen bei. Die
Bedenken der Naturschutzverbände in diesem spezifischen Fall
sind nicht isoliert, sondern spiegeln einen breiteren Trend wider,
bei dem ökologische Überlegungen zunehmend in
Entscheidungsprozesse integriert werden müssen. Laut einer
Studie des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) wären
nahezu zwei Drittel der Bundesbürger bereit, für nachhaltige
Wasserwirtschaft und den Erhalt der natürlichen
Wasserressourcen zu zahlen, was die Relevanz von
Umweltlobbyisten in der Politik unterstreicht. 

Rechtliche Rahmenbedingungen

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Wasserförderung



sind komplex und umfassen verschiedene Bundesgesetze und
seit 2017 auch die EU-Wasserrahmenrichtlinie, die darauf
abzielt, die Qualität der Gewässer in Europa zu schützen und zu
verbessern. Diese Gesetzgebung hat bedeutende Auswirkungen
auf die Menge und Art der genehmigten Wasserentnahmen. Der
Unmut der beteiligten Parteien, die sich in dem Arbeitskreis
befinden, ist in diesem Kontext zu sehen. Die Diskussion über
die Transparenz von Berichten und die Expertise der Beteiligten
unterstreicht die Notwendigkeit eines klaren, rechtlichen
Rahmens, der sowohl die Umwelt schützt als auch den
wirtschaftlichen Anforderungen gerecht wird. 

Zukunftsperspektiven

Das Berufungsverfahren am Oberverwaltungsgericht könnte
entscheidend dazu beitragen, die Strukturen der Wassernutzung
und die Beziehungen zwischen den beteiligten Akteuren neu zu
definieren. Die Unstimmigkeiten im Arbeitskreis werfen ein Licht
auf die Herausforderungen der interkommunalen
Zusammenarbeit und den notwendigen Austausch zwischen
Wissenschaft, Verwaltung und Politik. Eine konstruktive
Zusammenarbeit könnte nicht nur den lokalen Konflikt
entschärfen, sondern auch als Modell für zukünftige Konflikte in
anderen Regionen dienen. Die Schaffung eines Dialogs, der alle
Stimmen berücksichtigt, könnte der Schlüssel zur Lösung des
Problems sein. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die anhaltenden
Spannungen um die Wasserförderung in der Region nicht isoliert
betrachtet werden dürfen. Vielmehr sind sie Teil eines größeren,
komplexen Rahmens von rechtlichen, ökologischen und sozialen
Herausforderungen, die dringend angegangen werden müssen,
um eine nachhaltige Wassernutzung im Interesse aller
Beteiligten zu gewährleisten.
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